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A. Bericht des Abgeordneten Dr. Pflaumbaum 


Das Gesetz zur Änderung des Fleischbeschau- 
gesetzes wurde nach erster Beratung in der 81. Sit- 
zung des Bundestages am 14. Oktober 1959 an den 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
federführend und an den Außenhandelsausschuß 
und den Ausschuß für Inneres mitberatend über- 
wiesen. Der Ältestenrat vereinbarte später, daß 
anstelle des Ausschusses für Inneres der Ausschuß 
für Gesundheitswesen an der Vorlage mitbeteiligt 
sein sollte. 

Bei den Beratungen im federführenden Ausschuß 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten wurde 
hervorgehoben, daß die Gesetzesvorlage ein Teil 
der in Angriff genommenen Gesamtreform des 
Fleischbeschaurechts ist und die Regelung der 
Fleischeinfuhr betrifft. Dieser Teil der Reform ist 
wegen seiner besonderen Dringlichkeit vorgezogen 
worden. 

Auf sanitärem Gebiet regelt sich die Einfuhr von 
Fleisch und Fleischwaren in das Zollinland der Bun- 
desrepublik Deutschland im wesentlichen nach den 
Vorschriften des Fleischbeschaugesetzes und seiner 
Durchführungsbestimmungen. Unter Fleisch sind da- 
bei alle Teile von warmblütigen Tieren zu verste- 
hen, die sich zum Genuß für Menschen eignen. Da- 
bei ist es gleich, ob diese Teile frisch oder zuberei- 
tet sind. Als Fleisch gelten daher auch die aus 
warmblütigen Tieren hergestellten Fette sowie 
Fleisch- und Wurstwaren. 

Bisher regelt sich die Einfuhr von Fleisch in die 
Bundesrepublik Deutschland nach den Vorschriften 

der §§ 12 ff. des Fleischbeschaugesetzes vom 

29. Oktober 1940 (RGBl. I S. 1463), 


der Verordnung über vorübergehende Einfuhr- 
erleichterungen für Fleisch und Fleischwaren vom 

4. September 1939 (RGBl. I S. 1617) und 

der Verordnung über die Einfuhr von Fleisch und 

Fleischwaren vom 31. Oktober 1940 (RGBl. I 

5. 1468). 

Darüber hinaus werden Einfuhren, die aus den 
verschiedensten Gründen erforderlich, auf Grund 
der bestehenden Rechtsvorschriften aber nicht mög- 
lich sind, im Wege der Einzelausnahmegenehmigung 
getätigt. 

In den Einfuhrvorschriften der §§ 12 ff. des 

Fleischbeschaugesetzes, die schon seit rund 60 Jah- 
ren gelten, ist dem Willen Ausdruck gegeben wor- 
den, das eingeführte Fleisch im Grundsatz nicht 
besserzustellen als das im Inland gewonnene. Dies 
geschieht im wesentlichen dadurch, daß eine Einfuhr 
nur in ganzen Tierkörpern oder in den beiden zu- 
sammengehörenden Hälften in natürlicher Verbin- 
dung mit den wichtigsten Organen erlaubt wird, um 
so bei der ebenfalls auf Grund fleischbeschaugesetz- 
licher Vorschriften regelmäßig stattfindenden Ein- 
fuhruntersuchung eine Fleischbeschau durchführen 
zu können, die wenigstens im Prinzip derjenigen 
entspricht, die im Inland vorgeschrieben ist. Die 
Verwirklichung des Grundsatzes einer Einfuhr von 
Fleisch in ganzen Tierkörpern im natürlichen Zu- 
sammenhang mit den wichtigsten Organen stößt 
aber in der Praxis auf erhebliche Schwierigkeiten. 
Die Durchführung solcher Prinzipien würde die 
heute erforderlichen und mindestens seit 20 Jahren 
üblichen Masseneinfuhren von Fleisch unmöglich 
machen. 
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Die Verordnung vom 4. September 1939 hat aus 
kriegsbedingten Gründen — ähnlich wie eine gleich- 
artige Verordnung im Jahre 1914 — generelle Er- 
leichterungen gegenüber den strengen Einfuhrvor- 
schriften des Gesetzes geschaffen. Diese Erleichte- 
rungen betreffen einmal den Verzicht auf die Mit- 
einfuhr der zugehörigen Organe und erlauben zum 
anderen auch eine Zerlegung der Tierkörper von 
Großtieren in Viertel. Darüber hinaus hat diese 
Verordnung die auf Grund des Gesetzes verbotene 
Einfuhr von Fleischwaren generell erlaubt, und zwar 
unter Außerkraftsetzung einer Untersuchungspflicht, 
wie sie sonst für Fleisch gesetzlich vorgeschrieben 
ist. 

Die Verordnung vom 31. Oktober 1940 hat dann 
im Zusammenhang mit der ebenfalls 1940 erfolgten 
Neufassung des Fleischbeschaugesetzes frühere ein- 
schlägige Bestimmungen, mit Ausnahme der Ver- 
ordnung von 1939, zusammengefaßt, die seit dem 
Inkrafttreten des Fleischbeschaugesetzes im Jahre 
1900 erlassen und nicht in das Fleischbeschaugesetz 
eingefügt worden waren. 

Die im Wege von Ausnahmegenehmigungen ge- 
tätigten Einfuhren betreffen in erster Linie gefro- 
rene innere Organe und frischen Speck. Gefrorene 
innere Organe und frischer Speck sind nach den 
bisherigen Einfuhrvorschriften generell nicht ein- 
fuhrfähig, da bis zum Erlaß dieser Vorschriften ein 
einwandfreies Verfahren für das Auftauen gefro- 
rener Organe zum Zwecke der Untersuchung nicht 
gegeben und frischer Speck als Fleischteil für sich 
nicht einfuhrfähig war. 

Die in den beiden genannten Verordnungen vor- 
gesehenen Einfuhrerleichterungen gewährleisten 
nach dem heutigen Stand der wissenschaftlichen Er- 
kenntnisse keinen ausreichenden Schutz der mensch- 
lichen Gesundheit und können nach Normalisierung 
der wirtschaftlichen Verhältnisse in dieser Form 
nicht mehr aufrechterhalten werden, zumal die 
hygienischen, fleischbeschau- und viehseuchenrecht- 
lichen Vorschriften in den einzelnen Lieferländern 
unterschiedlich sind. 

Das Einfuhrverfahren auf Grund von Einzelaus- 
nahmegenehmigungen belastet sowohl die Verwal- 
tung als auch die betroffenen Wirtschaftskreise in 
erheblichem Maße; eine wesentliche Vereinfachung 
des Verfahrens ist daher dringend geboten. 

Die in der Gesetzesvorlage enthaltene Teilreform 
des Fleischbeschaurechts sah sich aus den genannten 
Gründen vor der Aufgabe, den erforderlichen Ge- 
sundheitsschutz für Mensch und Tier ausreichend 
zu gewährleisten, ohne dabei Masseneinfuhren von 
Fleisch und Fleischwaren unmöglich zu machen. 
Masseneinfuhren frischen, auch gefrorenen Fleisches 
sind unter heutigen Umständen aber nur denkbar, 
wenn die Tierkörper von erwachsenen Rindern in 
Viertel, von Schweinen in Hälften zerlegt sein kön- 
nen und wenn bei allen Tieren auf die Miteinfuhr 
der zugehörigen Organe verzichtet wird. Um an- 
dererseits einen wirksamen Verbraucherschutz zu 
gewährleisten und eine wenigstens im Grundsatz 
echte Gleichstellung zwischen im Inland gewon- 
nenem und einzuführendem Fleisch zu erreichen, 
mußte zunächst ein Ausgleich für die fehlende 


Schlachttieruntersuchung (Lebenduntersuchung) bei 
Einfuhrfleisch geschaffen werden, da eine ausrei- 
chende Untersuchung der Schlachttiere im lebenden 
Zustand in der Bundesrepublik Deutschland nach 
wie vor eine wesentliche Grundlage für eine aus- 
reichende Fleischbeurteilung ist. Weiter mußte ein 
Ausgleich für den Umstand geschaffen werden, daß 
der Untersuchung der Tiere im lebenden Zustand 
im Inland die Schlachtung innerhalb einer bestimm- 
ten Zeit folgen muß und die Untersuchung des Tier- 
körpers unmittelbar nach der Schlachtung stattzufin- 
den hat. Schließlich war daran zu denken, daß ein 
für den Verbraucher einwandfreies Fleisch nur un- 
ter Beachtung derzeit geltender wissenschaftlicher 
und praktischer hygienischer Erkenntnisse gewon- 
nen werden kann. Zu diesem Zweck sind in das 
Fleischbeschaurecht zusätzliche Sicherungen einge- 
baut worden, die vorsehen, daß die Tiere, von 
denen das Fleisch stammt, 

1. nur in Schlachthöfen geschlachtet werden dür- 
fen, die von der obersten Veterinärbehörde des 
Lieferlandes zu Exportschlachtungen für die Bun- 
desrepublik Deutschland besonders zugelassen 
und vom Bundesminister für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten bekanntgegeben worden 
sind, 

2. vor und nach der Schlachtung in den nach 1. zu- 
gelassenen Schlachthöfen tierärztlich nach Vor- 
schriften untersucht worden sind, die keine ge- 
ringeren Anforderungen stellen als die deut- 
schen fleischbeschaurechtlichen Bestimmungen, 
und ihr Fleisch als tauglich zum Genuß für Men- 
schen erklärt worden ist. 

Als tauglich zum Genuß für Menschen kann dabei 
nur Fleisch gelten, das von Tieren stammt, die bei 
der Untersuchung vor und nach dem Schlachten ent- 
weder vollständig gesund waren oder bei denen 
lediglich parasitäre Veränderungen an den Organen 
oder Veränderungen anderer Art Vorlagen, die aus- 
schließlich lokalisiert, nicht generalisiert waren. 

Aber auch für die Einfuhr von zubereitetem 
Fleisch (Fleischwaren), die erstmals im Wege der 
gesetzlichen Regelung erlaubt werden soll, ist als 
Bedingung vorgesehen, daß die Tiere, von denen 
das Fleisch stammt, in den genannten Export- 
schlachthöfen und unter den genannten Bedingun- 
gen untersucht worden sein müssen. Auch die Ver- 
arbeitungsbetriebe (Herstellerbetriebe für Fleisch- 
waren) müssen von der obersten Veterinärbehörde 
des Lieferlandes besonders zugelassen und vom 
Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten bekanntgegeben worden sein. 

Diese im deutschen Fleischbeschaurecht neuen 
Sicherungen sind in einem Ausschuß der Fleisch- 
beschaureferenten der EWG-Länder seit Jahren be- 
sprochen und von diesem als nach derzeitigen wis- 
senschaftlichen Erkenntnissen notwendige Mindest- 
anforderungen anerkannt worden. Zur Sicherung der 
praktischen Durchführung dieser Vorschriften sind 
darüber hinaus vom Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten auf bestimmten Ge- 
bieten der Fleischein- und -ausfuhr ebenfalls jahre- 
lange Vorversuche gemacht worden, ehe das Ände- 
rungsgesetz in dieser Form vorgelegt worden ist. 
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Der Gesetzentwurf regelt im einzelnen die Ein- 
fuhr frischen, auch gefrorenen Fleisches und er- 
möglicht diese sowohl in der alten klassischen Form 
der strengen Einfuhrvorschriften des Gesetzes als 
auch in der erleichterten Form bei Beachtung der 
dafür zusätzlich geschaffenen Sicherungen. Er regelt 
weiter die Einfuhr von Organen und bestimmten 
Fleischteilen, wobei insbesondere die aus hygieni- 
schen Gründen durchaus erwünschte Einfuhr dieser 
Teile im gefrorenen Zustand gesetzlich erlaubt wird. 
Die gefroren zur Einfuhr gelangenden Teile sind 
bei der Einfuhr regelmäßig zum Zwecke einer ein- 
wandfreien Einzeluntersuchung aufzutauen. Schließ- 
lich regelt der Gesetzentwurf die Einfuhr zubereite- 
ten Fleisches ebenfalls unter den bereits genannten 
zusätzlichen Sicherungen. 

Damit ist die im wesentlichen in Betracht kom- 
mende Fleischeinfuhr innerhalb einer gesetzlichen 
Regelung verankert, die die heute erforderlichen 
Masseneinfuhren bei Beachtung des höchstmöglichen 
Verbraucherschutzes sicherstellt. Es bedarf für diese 
Einfuhr der bisher gültigen Einfuhrverordnungen 
und der umfassenden Ausnahmeerraächtiqungen 
nicht mehr; das Einfuhrverfahren wird dadurch 
wesentlich vereinfacht. 

Ausnahmegenehmigungen sind nur noch vorge- 
sehen für den Notstandsfall, für Ausstellungs- und 
Versuchszwecke und zur Erfüllung der durch den 
Saarvertrag gegenüber Frankreich besonders über- 
nommenen Verpflichtungen. Als einzige echte Aus- 
nahme ist eine Ermächtigung für die Einfuhr von 
Tierkörnern vorgesehen, bei denen auf Grund der 
im Ursprungsland geltenden Rechtsvorschriften 
Teile, die nicht für die Einfnhruntersuchung er- 
forderlich sind, wegen Befalls mit gesundheits- 
unschädlichen Parasiten bei der Schlachtung ent- 
fernt worden sind. Damit ist das Ermessen der zu- 
ständigen Behörden, von den bestehenden Einfuhr- 
vorschriften im Einzelfall abzuweichen, bis auf ein 
unbedingt erforderliches Maß eingeschränkt wor- 
den. 

Der Bundesrat hat dem Gesetzentwurf mit der 
Maßgabe von Änderungen zu den §§ 12 bis 12c zu- 
gestimmt, Diesen Änderungsvorschlägen des Bun- 
desrates hat sich die Bundesregierung angeschlos- 
sen. Es handelt sich im wesentlichen nur um formelle 
und der Klarstellung dienende Änderungen. Der 
Bundesrat hat weiter eine Neufassung des § 12f 
vorgeschlagen, die die Fassung der Bundesregie- 
rung dahin gehend ändert, daß einmal die Zustän- 
digkeit der Bundesbehörden auf die zuständigen 
Landesbehörden übergehen soll, und die zum an- 
deren die Verpflichtungen, die sich aus dem Saar- 
vertrag ergeben, berücksichtigt. Die Bundesregie- 
rung hat dieser Änderung bis auf die Zuständig- 
keitsfrage für die Erteilung der Ausnahmegenehmi- 


gungen zugestimmt. Dem Vorschlag, daß die Ertei- 
lung von Ausnahmegenehmigungen im Einzelfall 
durch die Landesbehörden erfolgen soll, soweit sich 
diese Ausnahmegenehmigungen auf das oben ge- 
nannte parasitäre Fleisch und auf die sich aus dem 
Saarvertrag ergebenden Verpflichtungen beziehen, 
ist die Bundesregierung entgegengetreten. Die Bun- 
desregierung vertritt die Auffassung, daß in diesen 
Einzelfällen die vom Bundesrat im Jahre 1954 ge- 
| forderten Voraussetzungen für überregionale Ver- 
| waltungsakte gegeben sind. Für diese Fleisch- 
| einfuhren sind regelmäßig mit Rücksicht auf die bei 
1 jedem Einzelfall besonders gelagerten Verhältnisse 
| nur individuelle Entscheidungen möglich. Der er- 
j forderliche Schutz vor gesundheitlichen Gefahren 
und die gleiche Behandlung gleichartig gelagerter 
Fälle können nicht durch den Erlaß von Rechtsver- 
ordnungen oder allgemeinen Verwaltungsvorschrif- 
ten oder durch Verwaltungsvereinbarungen der 
Länder gewährleistet werden, sondern nur dadurch, 
daß die Ausnahmegenehmigungen unbeeinflußt 
durch regionale Interessen von einer obersten Bun- 
desbehörde von Fall zu Fall erteilt werden. Eine 
Regelung, die hier die Zuständigkeit von Landes- 
behörden vorsehen würde, wäre bei der gegebenen 
Sachlage nicht sinnvoll. Der Bundesrat hat schließ- 
lich vorgeschlagen, die Artikel 4 und 5 der Regie- 
rungsvorlage durch einen neuen Artikel 4 zu er- 
| setzen. Diesem Änderungsvorschlag hat die Bun- 
1 desregierung widersprochen, da inzwischen das Ge- 
’ setz zur Einführung von Bundesrecht im Saarland in 
Kraft getreten ist. Die ursprünglich in Artikel 4 des 
Gesetzentwurfs vorgesehene Saar-Klausel ist daher 
zu streichen. Andererseits bedarf die in Artikel 5 
der Regierungsvorlage vorgeschlagene Regelung 
keiner Änderung. 

Der federführende Ernährungsausschuß, der 
Außenhandelsausschuß und der Ausschuß für Ge- 
sundheitswesen haben dem Gesetzentwurf mit den 
vom Bundesrat vorgeschlagenen Änderungen zu 
den §§ 12 bis 12c zugestimmt. Die Ausschüsse 
haben sich weiter dahin gehend ausgesprochen, daß 
der vom Bundesrat vorgeschlagenen Änderung des 
§ 12f mit der Maßgabe zugestimmt wird, daß für 
die Erteilung der in diesem Paragraphen vorgesehe- 
nen Ausnahmegenehmigungen im Einzelfall der 
Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
des Innern zuständig ist. Auch hinsichtlich des Vor- 
schlages des Bundesrates zu Artikel 4 und 5 haben 
sich die Ausschüsse der Stellungnahme der Bundes- 
regierung angeschlossen. 

Namens des Ausschusses für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten bitte ich, dem Gesetzentwurf mit 
den vom Ausschuß einmütig beschlossenen Ände- 
rungen zuzustimmen. 


Bonn, den 26. November 1959 


Dr. Pflaumbaum 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — - Drucksache 1233 — in der aus 
der anliegenden Zusammenstellung ersichtlichen 
Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 26. November 1959 


Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten 


Bauknecht 

Vorsitzender 


Dr. Pflaumbaum 

Berichterstatter 
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Drucksadle 1431 


Zu sammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung des Fleischbeschaugesetzes 

— Drucksache 1233 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 
(19. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Fleischbesdiaugesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Fleischbeschaugesetz in der Fassung vom 
29. Oktober 1940 (Reichsgesetzbl. I S. 1463) wird 
wie folgt geändert: 

1. § 12 erhält folgende Fassung: 

♦ 

.§ 12 

Die Einfuhr 

1. von Fleisch von Hunden, Katzen, Füchsen 
und Dachsen, 

2. von zubereitetem Fleisch von Pferden und 
anderen Einhufern, ausgenommen deren 
Dünndärme, 

in das Zollinland ist verboten." 

2. Hinter § 12 werden die folgenden §§ 12a r 12b, 
12c, 12d, 12e und 12f eingefügt: 

„§ 12a 

(1) Frisches Fleisch darf nur in ganzen Tier- 
körpern eingeführt werden, die bei Rindern mit 
Ausnahme von Kälbern und bei Rentieren so- 
wie bei Schweinen und Wildschweinen in Hälf- 
ten zerlegt sein können. Mit den Tierkörpern 
müssen Brust- und Bauchfell, Lunge, Herz, Nie- 
ren, bei Kühen auch das Euter, und bei Schwei- 
nen auch die Flomen in natürlichem Zusammen- 
hang verbunden sein. Bei Pferden und anderen 
Einhufern müssen auch der Kehlkopf und die 
Luftröhre sowie mindestens an einer Stelle die 
Haut in natürlichem Zusammenhang mit dem 
Tierkörper verbunden sein. 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Fleischbeschaugesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Fleischbeschaugesetz in der Fassung vom 
29. Oktober 1940 (Reichsgesetzbl. I S. 1463) wird 
wie folgt geändert: 

1. unverändert 


2. Hinter § 12 werden die folgenden §§ 12a, 12b, 
^ 12c, 12d, 12e und 12f eingefügt: 

„§ 12a 

(1) unverändert 
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Entwurf 

(2) Fleisch ist als frisch anzusehen, wenn es 
einer auf die Haltbarkeit einwirkenden Behand- 
lung nicht unterworfen worden ist oder trotz 
einer solchen Behandlung die Eigenschaften von 
Fleisch, das einer solchen Behandlung nicht 
unterworfen worden ist, im wesentlichen wieder- 
gewinnen kann. Der Bundesminister für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Forsten (Bundesmini- 
ster) wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung 
mit Zustimmung des Bundesrates Behandlungs- 
verfahren zu bezeichnen, nach deren Anwen- 
dung Fleisch nicht mehr als frisch anzusehen ist. 

(3) Als ganzer Tierkörper ist das geschlach- 
tete, abgehäutete und ausgeweidete Tier aus- 
schließlich der im Karpal- oder Tarsalgelenk 
ausgelösten Gliedmaßenenden und des Schwan- 
zes anzusehen; bei Schweinen darf die Haut am 
Tierkörper verbleiben. Als Kälber gelten Rinder 
im Fleischgewicht von nicht mehr als 75 Kilo- 
gramm. 

(4) Bei der Einfuhr frischen Fleisches dürfen 
die Tierkörper bei Rindern mit Ausnahme von 
Kälbern und bei Rentieren auch in Viertel zer- 
legt sein und bei Rindern mit Ausnahme von 
Kälbern und bei Rentieren Lunge und Herz, bei 
Kühen auch das Euter, bei Schweinen Lunge, 
Herz, Flomen und Nieren fehlen, wenn 

1. die Schlachthöfe, in denen die Tiere 
geschlachtet worden sind, von der 
obersten Veterinärbehörde des Ur- 
sprungslandes unter Erteilung einer 
Veterinärkontrollnummer zu Export- 
schlachtungen für die Bundesrepublik 
Deutschland zugelassen und vom Bun- 
desminister durch Rechtsverordnung 
bekanntgegeben worden sind; die 
Rechtsverordnung bedarf nicht der Zu- 
stimmung des Bundesrates , 

2. die Tiere vor und nach der Schlach- 
tung in diesen Schlachthöfen tierärzt- 
lich nach Vorschriften, die keine ge- 
ringeren Anforderungen als die deut- 
schen fleischbeschaurechtlichen Bestim- 
mungen stellen, untersucht worden 
sind und ihr Fleisch als tauglich zum 
Genuß für Menschen erklärt worden 
ist, 

3. die Sendung von einem amtstierärzt- 
lichen Gesundheitszeugnis des Ur- 
sprungslandes begleitet ist, für dessen 
Inhalt und Form das vom Bundesmini- 
ster durch Rechtsverordnung bekannt- 
zugebende Muster maßgeblich ist; die 
Rechtsverordnung bedarf nicht der Zu- 
stimmung des Bundesrates. 

(5) Bei der Einfuhr frischen Fleisches von Rin- 
dern und Rentieren darf der Kopf getrennt von 
dem Tierkörper beigebracht werden, sofern er 
und der Tierkörper so gekennzeichnet sind, daß 
ihre Zusammengehörigkeit festgestellt werden 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 

(2) Im Sinne dieses Gesetzes ist Fleisch als 
frisch anzusehen, wenn es einer auf Haltbarkeit 
einwirkenden Behandlung nicht unterworfen 
worden ist oder trotz einer solchen Behandlung 
die Eigenschaften von Fleisch, das einer solchen 
Behandlung nicht unterworfen worden ist, im 
wesentlichen wiedergewinnen kann. Der Bundes- 
minister für Ernährung, Landwirtschaft und For- 
sten (Bundesminister) wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundes- 
rates Behandlungsverfahren zu bezeichnen, nach 
deren Anwendung Fleisch nicht mehr als frisch 
anzusehen ist. 

(3) Als ganzer Tierkörper ist das geschlach- 
tete, abgehäutete und ausgeweidete Tier aus- 
schließlich der im Karpal- oder Tarsalgelenk 
ausgelösten Gliedmaßenenden und des Schwan- 
zes anzusehen; bei Schweinen darf die Haut am 
Tierkörper verbleiben. Als Kälber im Sinne die- 
ses Gesetzes gelten Rinder im Fleischgewicht 
von nicht mehr als 75 Kilogramm. 

(4) Bei der Einfuhr frischen Fleisches dürfen 
die Tierkörper bei Rindern mit Ausnahme von 
Kälbern und bei Rentieren auch in Viertel zer- 
legt sein und bei Rindern, Rentieren, Schafen 
und Ziegen Lunge und Herz, bei Kühen auch das 
Euter, bei Schweinen Lunge, Herz, Flomen und 
Nieren fehlen, wenn 

1. die Schlachthöfe, in denen die Tiere 
geschlachtet worden sind, von der 
obersten Veterinärbehörde des Ur- 
sprungslandes unter Erteilung einer 
Veterinärkontrollnummer zu Export- 
schlachtungen für die Bundesrepublik 
Deutschland zugelassen und vom Bun- 
desminister bekanntgegeben worden 
sind, 


2. die Tiere vor und nach der Schlach- 
tung in diesen Schlachthöfen tierärzt- 
lich nach Vorschriften, die keine ge- 
ringeren Anforderungen als die deut- 
schen fleischbeschaurechtlichen Bestim- 
mungen stellen, untersucht worden 
sind und ihr Fleisch als tauglich zum 
Genuß für Menschen erklärt worden 
ist und 

3. die Sendung von einem amtstierärzt- 
lichen Gesundheitszeugnis des Ur- 
sprungslandes begleitet ist, für dessen 
Inhalt und Form das vom Bundesmini- 
ster durch Rechtsverordnung mit Zu- 
stimmung des Bundesrates zu bestim- 
mende Muster maßgeblich ist. 

(5) Bei der Einfuhr frischen Fleisches von Rin- 
dern und Rentieren darf der Kopf getrennt von 
dem Tierkörper beigebracht werden, sofern er 
und der Tierkörper so gekennzeichnet sind, daß 
ihre Zusammengehörigkeit festgestellt werden 
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kann. Statt des Kopfes genügt bei Rindern und 
Rentieren der Unterkiefer mit der zugehörigen 
Kaumuskulatur. Bei gefrorenen Tierkörpern von 
Rindern und Rentieren darf der Kopf fehlen, 
wenn die Tierkörper im Ursprungsland minde- 
stens sechs Tage einem Gefrierprozeß von min- 
destens — 10°C ausgesetzt worden und von 
einem amtstierärztlichen Gesundheitszeugnis des 
Ursprungslandes begleitet sind, für dessen In- 
halt und Form das vom Bundesminister durch 
Rechtsverordnung bekanntzugebende Muster 
maßgeblich ist; die Rechtsverordnung bedari 
nicht der Zustimmung des Bundesrates. Bei der 
Einfuhr frischen Fleisches von Kälbern, Schafen 
und Ziegen darf der Kopf in jedem Falle fehlen. 

(6) Wird frisches Fleisch von Rindern und 
Rentieren in Hälften oder Vierteln und von 
Schweinen und Wildschweinen in Hälften ein- 
geführt, so müssen die Hälften oder Viertel so 
gekennzeichnet sein, daß ihre Zusammengehörig- 
keit festgestellt werden kann. 

(7) Bei der Einfuhr frischen Fleisches von 
Wildschweinen dürfen Lunge, Herz, Flomen und 
Nieren fehlen. 

(8) Gefrorene Tierkörper, die auf dem See- 
wege zur Einfuhr gelangen, müssen in Hüllen 
verpackt sein, die einen ausreichenden Schutz 
gegen Verunreinigung gewährleisten. 

§ 12b 

(1) Frische innere Organe von Rindern mit 
Ausnahme von Kälbern, von Schweinen und 
Schafen, Geschlinge von Schweinen sowie Speck, 
auch mit Schwarte und eingelagerten oder die- 
ser angelagerten schwachen Muskelschichten, 
Spitzbeine und Köpfe von Schweinen dürfen 
nur unter den Voraussetzungen des § 12a Abs. 4 
Nr. 1 bis 3 und nach Maßgabe der folgenden 
Absätze für sich allein eingeführt werden. 

(2) Mit den inneren Organen mit Ausnahme 
von Nieren und Herzen müssen die zugehörigen 
Lymphknoten in natürlichem Zusammenhang 
verbunden sein. 

(3) Rinderherzen müssen im Ursprungsland 
mindestens sechs Tage einem Gefrierprozeß von 
mindestens —10° C ausgesetzt worden sein. Dies 
muß in einem amtstierärztlichen Gesundheits- 
zeugnis des Ursprungslandes bescheinigt sein, 
für dessen Inhalt und Form das vom Bundes- 
minister durch Rechtsverordnung bekanntzuge- 
bende Muster maßgeblich ist; die Rechtsverord- 
nung bedarf nicht der Zustimmung des Bundes- 
rates. 

(4) Innere Organe und Geschlinge dürfen nur 
in flüssigkeits- und fettdichten Behältnissen ein- 
geführt werden. 

(5) Gefrorene innere Organe, Geschlinge, 
Spitzbeine und Köpfe sind vollständig aufgetaut 
zur Einfuhruntersuchung zu stellen. 
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kann. Statt des Kopfes genügt bei Rindern und 
Rentieren der Unterkiefer mit der zugehörigen 
Kaumuskulatur. Bei gefrorenen Tierkörpern von 
Rindern und Rentieren darf der Kopf fehlen, 
wenn die Tierkörper im Ursprungsland minde- 
stens sechs Tage einem Gefrierprozeß von min- 
destens — 10° C ausgesetzt worden und von 
einem amtstierärztiiehen Gesundheitszeugnis des 
Ursprungslandes begleitet sind, für dessen In- 
halt und Form das vom Bundesminister durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundes- 
rates zu bestimmende Muster maßgeblich ist. 
Bei der Einfuhr frischen Fleisches von Kälbern, 
Schafen und Ziegen darf der Kopf in jedem 
Falle fehlen. 

(6) unverändert 


(7) unverändert 


(8) unverändert 


§ 12b 

(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) Rinderherzen müssen im Ursprungsland 
mindestens sechs Tage einem Gefrierprozeß von 
mindestens —10° C ausgesetzt worden sein. Dies 
muß in einem amtstierärztlichen Gesundheits- 
zeugnis des Ursprungslandes bescheinigt sein, 
für dessen Inhalt und Form das vom Bundes- 
minister durch Rechtsverordnung mit Zustim- 
mung des Bundesrates zu bestimmende Muster 
maßgeblich ist. 

(4) unverändert 


(5) unverändert 


7 



Drucksache 1431 


Deutscher Bundestag 3. Wahlperiode 


Entwurf 

(6) Im Sinne dieses Gesetzes sind 

1. innere Organe: Herz, Lunge, Leber, 
Milz und Nieren; 

2. Geschlinge: Zunge, Schlund, Luftröhre, 
Lunge, Herz und Leber sowie die zu- 
gehörigen Lymphknoten in natürlichem 
Zusammenhang; 

3. Spitzbeine: die im Karpal- oder Tarsal- 
gelenk ausgelösten Gliedmaßenenden 
des Schweines; 

4. Speck: die zwischen der Schwarte und 
dem Muskelfleisch liegende Fettschicht 
des Schweines. 

§ 12c 

(1) Zubereitetes Fleisch darf nur eingeführt 
werden, wenn 

1. bezüglich der Tiere, von denen das 
Fleisch stammt, die Voraussetzungen 
des § 12a Abs. 4 Nr. 1 und 2 vorliegen, 

2. es in einem Verarbeitungsbetrieb des 
Ursprungslandes zubereitet worden ist, 
der von der obersten Veterinärbehörde 
des Ursprungslandes unter Erteilung 
einer Veterinärkontrollnummer zum 
Export in die Bundesrepublik Deutsch- 
land zugelassen und vom Bundesmini- 
ster durch Rechtsverordnung bekannt- 
gegeben worden ist; die Rechtsverord- 
nung bedarf nicht der Zustimmung des 
Bundesrates , 

3. die Sendung von einem amtstierärzt- 
lichen Gesundheitszeugnis begleitet 
ist, für dessen Inhalt und Form das vom 
Bundesminister durch Rechtsverord- 
nung bekanntzugebende Muster maß- 
geblich ist; die Rechtsverordnung be- 
darf nicht der Zustimmung des Bundes- 
rates. 

(2) Fleisch ist als zubereitet anzusehen, wenn 
es durch Behandlung die Eigenschaften frischen 
Fleisches verloren hat. 

§ 12d 

Auf Dünn- und Dickdärme sowie Harnblasen 
von Rindern, Schweinen, Schafen und Ziegen, 
Dünndärme von Pferden und anderen Einhufern, 
Mägen von Schweinen, Schlünde von Rindern 
und Goldschlägerhäutchen findet § 12c keine 
Anwendung, wenn sie vollkommen gesalzen 
oder vollkommen getrocknet sind. 

§ 12e 

Auf zubereitetes Fleisch, das im Personenver- 
kehr oder als Geschenk im Post- oder Fracht- 
verkehr oder für Angehörige diplomatischer oder 
konsularischer Vertretungen eingeführt wird, 
finden die §§ 12c und 13 keine Anwendung, so- 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 
(6) unverändert 


§ 12c 

(1) Zubereitetes. Fleisch darf nur eingeführt 
werden, wenn 

1. unverändert 

2. es in einem Verarbeitungsbetrieb des 
Ursprungslandes zubereitet worden ist, 
der von der obersten Veterinärbehörde 
des Ursprungslandes unter Erteilung 
einer Veterinärkontrollnummer zum 
Export in die Bundesrepublik Deutsch- 
land zugelassen und vom Bundesmini- 
ster bekanngegeben worden ist und 


3. die Sendung von einem amtstierärzt- 
lichen Gesundheitszeugnis begleitet 
ist, für dessen Inhalt und Form das vom 
Bundesminister durch Rechtsverord- 
nung mit Zustimmung des Bundesrates 
zu bestimmende Muster maßgeblich ist. 


(2) Im Sinne dieses Gesetzes ist Fleisch als 
zubereitet anzusehen, wenn es durch Behandlung 
die Eigenschaften frischen Fleisches verloren hat. 

§ 12d 

unverändert 


§ 12e 

unverändert 
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fern das Fleisch zum eigenen Verbrauch be- 
stimmt ist und das Gesamtgewicht 5 Kilogramm 
nicht übersteigt. Auf zubereitetes Fleisch von 
Schweinen und fleischfressenden Tieren, die Trä- 
ger von Trichinen sein können, ist unter den 
Voraussetzungen des Satzes 1 der § 13 mit der 
Maßgabe anzuwenden, daß dieses Fleisch nur 
auf Trichinen zu untersuchen ist; dies gilt nicht 
für gekochtes und für zum Reiseverbrauch mit- 
geführtes Fleisch. 

§ 12f 

Der Bundesminister kann im Einvernehmen 
mit dem Bundesminister des Innern Ausnahmen 
von den §§ 12 bis 12e zulassen 

1. im Einzel fall 

a) für Tierkörper, bei denen auf Grund der 
im Ursprungsland geltenden Rechtsvor- 
schriften Teile, die nicht für die Ein- 
fuhruntersuchung erforderlich sind, we- 
gen Befalls mit gesundheitsunschäd- 
lichen Parasiten bei der Schlachtung 
entfernt worden sind; 

b) für Fleisch, das für Ausstellungs- oder 
Versuchszwecke bestimmt ist; 


2. allgemein durch Rechtsverordnung, die 
nicht der Zustimmung des Bundesrates be- 
darf, wenn die Versorgung der Bevölkerung 
rung mit lebensnotwendigen Lebensmitteln 
dies dringend erfordert ; die Geltungsdauer 
der Verordnung ist zu befristen." 


3. Hinter § 13 wird der folgende § 13a eingefügt: 

^ „§ 13a 

Einfuhren im Sinne dieses Gesetzes sind nicht 

1. die unmittelbare Durchfuhr durch das Zoll- 
inland unter Zollüberwachung, 

2. die unmittelbare Durchfuhr durch das Zoll- 
inland mit der Post, 

3. die gebrochene Durchfuhr durch das Zoll- 
inland über die Zollagerung im Zollgewahr- 
samsverfahren." 

4. Der § 14 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„§ 14 

Die §§ 12a bis 13 finden auf Wildbret mit Aus- 
nahme von Rentieren und Wildschweinen sowie 
auf Geflügel keine Anwendung; jedoch unter- 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 


§ 12f 

(1) Der Bundesminister kann im Einvernehmen 
mit dem Bundesminister des Innern Ausnahmen 
von den §§ 12 bis 12e zulassen 

1. für Tierkörper, bei denen auf Grund der 
im Ursprungsland geltenden Rechts- 
vorschriften Teile, die nicht für die 
Einfuhruntersuchung erforderlich sind, 
wegen Befalls mit gesundheitsunschäd- 
lichen Parasiten bei der Schlachtung 
entfernt worden sind, 

2. für Fleisch, das für Ausstellungs- oder 
Versuchszwecke bestimmt ist, 

3. für Fleisch, das unter Anwendung des 
Artikels 64 Abs. 5 und im Rahmen 
des nach Artikel 63 des Vertrages 
zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und der Französischen Republik 
zur Regelung der Saarfrage vom 
27. Oktober 1956 (Bundesgesetzbl. II 

S. 1587) festgelegten Kontingente 
(Liste A) nach dem Saarland einge- 
führt wird. 

(2) Der Bundesminister^ kann im Einverneh- 
men mit dem Bundesminister des Innern all- 
gemein durch Rechtsverordnung, die nicht der 
Zustimmung des Bundesrates bedarf, Ausnah- 
men von den §§12 bis 12e zulassen, wenn die 
Versorgung der Bevölkerung mit lebensnot- 
wendigen Lebensmitteln sonst ernstlich gefähr- 
det wäre; die Geltungsdauer der Verordnung 
ist zu befristen." 

3. unverändert 


4. unverändert 


9 



Drucksache 1431 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Entwurf 

liegt Fleisch von fleischfressenden Tieren, die 
Träger von Trichinen sein können, der Unter- 
suchung auf Trichinen nach Maßgabe der §§ 12e 
bis 13." 

5. § 15 wird gestrichen. 

♦ 

6. § 25 Abs. 2 wird gestrichen. 

♦ 

7. In § 26 Nr. 1 und 2 werden nach „§ 12" die Worte 
^ „Abs. 1" gestrichen. 

8. In § 27 Nr. 3 werden nach „§ 1 Abs. 1 Satz 2" 
^ das Komma und die Worte „des § 14 Abs. 1" ge- 
strichen. 

9. In § 27 Nr. 4 werden nach „§§ 9 und 10" die 
^ Worte „§ 12 Abs. 2" ersetzt durch die Worte 

„des § 12a, des § 12b, des § 12c"; die Worte „des 
§ 12 Abs. 2 Buchstabe a oder des § 15 oder" wer- 
den gestrichen. 

Artikel 2 

Der Bundesminister wird ermächtigt, durch Rechts- 
verordnung, die der Zustimmung des Bundesrates 
bedarf, die Verordnung über die Durchführung des 
Fleischbeschaugesetzes vom 1. November 1940 
(Reichsministerialblatt 1940 S. 289, 492; 1941 S. 9) 
ganz oder teilweise aufzuheben. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes er- 
lassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Überleitungsgesetzes. 


Artikel 4 

Dieses Gesetz gilt im Saarland vom Ende der 
Übergangszeit nach Artikel 3 des Vertrages zwi- 
schen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Französischen Republik zur Regelung der Saarfrage 
vom 27. Oktober 1956 (Bundesgesetzbl. II S. 1587) 
an. 

Artikel 5 

Vorschriften dieses Gesetzes, die eine Ermächti- 
gung zum Erlaß von Rechtsverordnungen enthalten, 
treten am Tage nach der Verkündung dieses Ge- 
setzes in Kraft. Im übrigen tritt das Gesetz ein Jahr 
nach seiner Verkündung in Kraft. Gleichzeitig tre- 
ten die Verordnung über vorübergehende Einfuhr- 
erleichterungen für Fleisch und Fleischwaren vom 

4. September 1939 (Reichsgesetzbl, I S. 1617) und 
die Verordnung über die Einfuhr von Fleisch und 
Fleischwaren vom 31. Oktober 1940 (Reichsgesetzbl. I 

5. 1468) außer Kraft. 
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5. unverändert 

6. unverändert 

7. unverändert 

8. unverändert 


9. unverändert 


Artikel 2 
unverändert 


Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin, ftechts- 
verordnungen, die auf Grund des Fleischbeschauge- 
setzes in der Fassung vom 29. Oktober 1940 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 1463) oder auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Überleitungsgesetzes. 

Artikel 4 
entfällt 


Artikel 5 
unverändert 
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